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1. Einleitung 
Zu Beginn der neunziger Jahre entwickelte sich in der Bundesrepublik Deutschland ein 
Reformprogramm, welches auf den Übergang vom bürokratischen Steuerungsmodell zu 
einem managementorientierten Steuerungsmodell abzielt. Das ressourcenverbrauchs-
orientierte Rechnungswesen bildet einen der zentralen Bausteine der neuen kommunalen 
Steuerung.  
Die Innenministerkonferenz hat im Mai 1994 die Bereitschaft der Länder zugesichert, die 
Gemeinden bei der Umsetzung ihrer Reformvorhaben zu unterstützen und die 
länderübergreifende Einheitlichkeit des kommunalen Haushaltsrechts sicherzustellen. Ein 
erster wichtiger Schritt wurde mit der Novellierung des Haushaltsgrundsätzegesetzes 
geschaffen. Damit wurden die Budgetierung und die doppelte kaufmännische Buchführung 
im öffentlichen Haushaltswesen für die praktische Anwendung zugelassen. Mittlerweise 
wenden eine Reihe von Kommunen, Städten und Landkreisen diese für die Reformierung des 
öffentlichen Haushaltswesens wichtigen Instrumente an bzw. sind dabei diese einzuführen.  
 
Der vorliegende Bericht gibt dem Leser einen Überblick über die wesentlichen Meilensteine 
und Inhalte sowie über die Ausgestaltung der Reform des kommunalen Haushalts- und 
Rechnungswesens in der Bundesrepublik Deutschland. 
 
2. Haushaltsreform als Aufgabe der Innenministerkonferenz 
IMK  
- Kommunales Haushaltsrecht fällt in die alleinige Kompetenz der Länder  
- Kommunales Haushaltsrecht ist in der Bundesrepublik länderübergreifend einheitlich 
geregelt  
- Länder arbeiten bei Gesetzgebung im Rahmen des kooperativen Föderalismus eng 
zusammen  
- Haushaltsreform der siebziger Jahre wurde von den Ländern gemeinschaftlich 
durchgeführt  
- Grundlage waren Haushaltsrechts-Musterentwürfe der IMK von 1972  
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- IMK-Gremien arbeiten nach dem Einstimmigkeitsprinzip: Musterentwürfe müssen 
die Zustimmung aller Länder finden. Soweit dies nicht gelingt, können die Länder 
Alternativregelungen selbst entwickeln.  
- Musterentwürfe sind für die Länder nicht bindend, werden in der Praxis aber 
weitgehend übernommen.  
- Reform wird nur in zweiter Linie von Gremien und Institutionen vorangetrieben  
- Motor der Reform sind informelle "Reformbruderschaften", deren Mitglieder über 
Gremiengrenzen hinweg gleichgerichtet agieren  
- Unangefochtener Primus der Reformbruderschaft für ein neues kommunales 
Finanzwesen ist Prof. Dr. Lüder  
- Konzept für ein neues Rechnungswesen der öffentlichen Verwaltung wurde von 
Prof. Dr. Lüder schon vor der Diskussion über das Neue Steuerungsmodell vorgelegt. 
 
3. Reformschritte 
1997 wurde das Haushaltsgrundsätzegesetz als „oberste Finanzverfassung“ in zwei 
wesentlichen Punkten novelliert. Mit dem Einsatz von Budgetierung und doppelter 
kaufmännische Buchführung sind zwei für die Reformierung des öffentlichen 
Haushaltswesens wichtige Instrumente für die praktische Anwendung zugelassen worden.  
 
Beschluss IMK vom 08.05.1998:  
- Beschluss zur Einsetzung des Unterausschusses zur „Reform des 
Gemeindehaushaltsrechts“ (UARG), Vorsitz Baden-Württemberg  
- Auftrag zur Vorlage von Musterentwürfen für neues Haushaltsrecht 
 
Beschluss IMK vom 11.06.1999  
Billigung des UARG-Entwurfes "Konzeption zur Reform des kommunalen 
Haushaltsrechts“ 
Mit diesem Beschluss wurde die gesetzliche Möglichkeit für die Einführung des 
kaufmännischen Rechnungswesens geschaffen und den Gemeinden ein Wahlrecht zwischen 
einer modernisierten Kameralistik und der Entwicklung eines neuen kommunalen Haushalts- 
und Rechnungswesens auf der Basis des doppischen Rechnungssystems eingeräumt. Der 
Beschluss war der Startschuss für einige Pilotprojekte in verschiedenen Ländern der BRD. 
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Ein produkt- oder organisationsorientierter Haushalt soll im Zentrum stehen. Neben der 
Budgetierung soll die dezentrale Steuerung ein Kernelement bilden. Verbindlich soll eine 
Kosten- und Leistungsrechnung eingeführt werden, eine vollständige Vermögensrechnung 
soll unverzichtbarer Bestandteil sein und letztendlich soll der Ressourcenverbrauch abgebildet 
werden. 
- Einführung des Ressourcenverbrauchskonzeptes im kommunalen Haushaltsrecht  
- Verwirklichung des Ressourcenverbrauchskonzeptes unabhängig vom Buchungsstil  
- Weiterentwicklung der Kameralistik (partielles Ressourcenverbrauchskonzept)  
- Einführung eines kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens auf Doppik-Basis 
(vollständiges Ressourcenverbrauchskonzept)  
- Wahlrecht für die Kommunen hinsichtlich Rechnungsform (Buchungsstil)  
 
Die Länder können für ihren Bereich entscheiden, ob sie beide Regelsysteme mit einem 
Wahlrecht der Kommunen einführen oder ob sie nach einer angemessenen Übergangsfrist den 
obligatorischen Übergang ein neues haushaltsrecht nach dem System der doppelten 
kaufmännischen Buchführung vorsehen. 1  
 
Beschluss Nr.37 vom 24.11.2000 IMK der (165. Sitzung)2  
„Eckpunkte für die Reform des kameralistischen Haushalts- und Rechnungssystems 
sowie  
Eckpunkte für ein kommunales Haushalts- und Rechnungssystem auf der Grundlage 
der doppelten Buchführung“ 
 
Eckpunkte für ein "Doppik-Haushaltsrecht" vom 24.11.2000 
- Schaffung getrennter Regelwerke für das doppische Haushalts- und Rechnungswesen und 
die weiterentwickelte Kameralistik  
- Neustrukturierung des Haushaltsplans nach den Anforderungen der Neuen Steuerung 
(Budgetierung, Dezentralisierung, Ziel-/Leistungsvorgaben)  
- durchgängige entsprechende Anwendung des HGB wegen unterschiedlicher 
Zielorientierung von Privatwirtschaft und öffentlichen Körperschaften ist nicht möglich  
                                        
1  Rechnungswesen und Controlling in der öffentlichen Verwaltung: Reform des kommunalen Haushalts- und 
Rechnungswesens: Die Beschlüsse der IMK – Dr. Horst Körner 2004: http://www.arf-
gmbh.de/images/presse_&_publikationen/040316-imk-sonderdruck.pdf 
2  http://landesregierung.schleswig -
holstein.de/coremedia/generator/Aktueller_20Bestand/IM/Information/IMK/ PDF/Beschluss__165,property=pdf.pdf 
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- Heranziehung des HGB als Referenzmodell, aber Schaffung eigenständiger 
haushaltsrechtlicher Regeln für die Doppik  
- Ergebnisrechnung (= G&V) und Vermögensrechnung (= Bilanz) nach HGB-Modell  
- Erweiterung des kaufmännischen Rechnungswesens um eine Finanzrechnung als dritte 
Komponente  
- Einführung der Konsolidierung der doppischen Jahresrechnung mit den 
Jahresabschlüssen der kommunalen Unternehmen 
 
Eckpunkte für die Reform des kameralistischen Haushalts- und Rechnungssystems  
- Neustrukturierung des Haushaltsplans  
§ Budgetierung  
§ Dezentrale Ressourcenverantwortung  
§ stärkere Ausrichtung auf Leistungsziele  
- Ausdehnung der Kostenrechnung  
- Regelungen für Vermögenserfassung und –bewertung  
- Einführung von Rückstellungen  
- Überprüfung der Regeln über den Haushaltsausgleich  
 
Nach dem IMK-Eckpunktepapier zur Reform des Gemeindehaushaltsrechts soll auf der 
Grundlage des doppischen Haushalts- und Rechnungswesens ein 
Ressourcenverbrauchskonzept erarbeitet werden, das umfassende Möglichkeiten eröffnet.3 
Obwohl die Realisierung dieses Konzeptes im vorliegenden Entwurf auf kameraler Basis als 
möglich bezeichnet wird, soll das vollständige Ressourcenverbrauchskonzept auf doppischer 
Basis umgesetzt werden, da die Anforderungen an das Ressourcenverbrauchskonzept damit 
systematisch ohne unverbundene Nebenrechnungen erfüllbar sind. Gleichzeitig werden 
konsolidierte Abschlüsse im kommunalen Wirkungskreis unter Einbeziehung organisatorisch 
und/oder rechtlich verselbständigter Einheiten und Unternehmen möglich. Auch kann der 
Gleichschritt mit der Entwicklung des öffentlichen Rechnungswesens in anderen EU-Staaten 
dadurch gewährleistet werden. Da die kaufmännische Gewinn- und Verlustrechnung wie die 
                                        
3  Hierzu zählen u.a. eine leistungsfähige Kosten- und Leistungsrechnung für die gesamte Kommunalverwaltung, 
produktorientierte Kosten- und Qualitätskennzahlen für die Verwaltungssteuerung, die Darstellung des Haushaltsplans 
auf der Basis des Ressourcenverbrauchs, ein unterjähriges Controllingsystem für die Verwaltungssteuerung, die 
periodengerechte Darstellung des Gesamtressourcenverbrauchs mit Gesamtvermögensrechnung, eine 
zahlungsvorgangsorientierte Liquiditätssteuerung, die Konsolidierung von Abschlüssen mit ausgegliederten 
Organisationseinheiten und Unternehmen. 
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Bilanz als Vermögensrechnung auf Gewinnorientierung und den Ausweis eines 
ausschüttungsfähigen Gewinns strukturiert ist, wird die Notwendigkeit nachhaltiger 
Anpassungen der bestehenden handels- und steuerrechtlichen Regelungen an die andersartige 
Zielorientierung der öffentlichen Verwaltung betont. Eine Übernahme bestehender 
Bestimmungen sei nur teilweise möglich. Ergebnis-, Vermögens- und Finanzrechnung sollen 
im Rahmen einer integrierten Drei-Komponenten-Rechnung geführt werden. Vor dem 
Hintergrund der beabsichtigten output- und produktorientierten Steuerung des 
Verwaltungshandelns ist damit zwangsläufig eine inhaltliche und formale Umgestaltung des 
kommunalen Haushalts verbunden und eine Priorisierung der organisations- oder 
produktorientierten Darstellung (Kostenstellen- vs. Kostenträgersicht) zu klären. Dazu sind 
vor dem Hintergrund des parlamentarischen Budgetrechts Regeln für den Erlass der 
Haushaltssatzung, für die Feststellung des Haushaltsplans wie für dessen Kontrolle im 
Rahmen der Rechenschaftslegung zu klären. 4 
 
Das NKRS als hessisches Modell und das NKF in Nordrhein-Westfalen nutzen Grundlagen 
des Speyerer Verfahrens, wenden jedoch z.B. in der Systematik des Kontenplans und der 
Rechnungslegung betriebswirtschaftliche Methoden konsequenter an. Diese Überlegungen 
sollen in den Jahren 2001 bis 2003 praktisch erprobt werden, wobei beide Länder bemüht 
sind, bei der Erprobung alle kommunalen Größenklassen einzubinden, um so Erfahrungen für 
eine flächendeckende Einführung eines doppischen Haushalts- und Rechnungssystems 
vorzubereiten. 5 
 
Beschluss Nr. 27 IKM vom 6.12.2002  
Bericht über die Arbeit der Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen (nicht Verfügbar 
im Netz) 
 
Beschluss Nr. 26 IKM vom 21.11.20036  
Reform des Gemeindehaushaltsrechts - Von einem zahlungsorientierten zu einem 
ressourcenorientierten Haushalts- und Rechnungswesen. 
Die Innenministerkonferenz billigte mit dem Beschluss, die von einer Arbeitsgruppe der 
Bundesländer entwickelten Leittexte. 
 
                                        
4  http://www.doppik.de/downloads/1_7_0_nkrs_72.pdf 
5  http://www.doppik.de/downloads/1_7_0_nkrs_72.pdf 
6  Der Beschluss mit allen 7 Anlagen findet sich unter: http://www.im.nrw.de/bue/doks/nkf_imk1103.pdf 
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Anlagen zum IMK-Beschluss vom 21.11.2003 Arbeitskreis III "Kommunale 
Angelegenheiten" (8./9.Oktober 2003): (Unterausschuss Reform des 
Gemeindehaushaltsrechts (UARG)") 
Anlage 17 Reform des Gemeindehaushaltsrechts: Von einem zahlungsorientierten zu 
einem ressourcenorientierten Haushalts- und Rechnungswesen 
Anlage 28 Gemeindehaushaltsverordnung für ein doppisches Haushalts- und 
Rechnungswesen.  
(I Erläuterungen zum Leittext für eine Gemeindehaushaltsverordnung für ein 
doppisches Haushalts- und Rechnungswesen;  
II Leittext Gemeindehaushaltsverordnung für ein doppisches Haushalts- und 
Rechnungswesen 
Anlage 39 Synopse zur Gemeindehaushaltsverordnung für ein doppisches Haushalts- und 
Rechnungswesen 
Anlage 410 Gemeindehaushaltsverordnung für die erweiterte Kameralistik 
- I Erläuterungen zum Leittext für eine Gemeindehaushaltsverordnung für die 
erweiterte Kameralistik 
- II Leittext für eine Gemeindehaushaltsverordnung für die erweiterte 
Kameralistik 
Anlage 511 Beispielstexte für notwendige Änderungen der haushaltsrechtlichen 
Regelungen in den Gemeindeordnungen 
Anlage 612 Empfehlung für einen gemeinsamen Produktrahmen, der vom 
Rechnungsstil unabhängig ist 
- I Erläuterungen zum gemeinsamen Produktrahmen 
- II Gemeinsamer Produktrahmen für ein doppisches und für ein erweitertes 
kameralistisches Haushalts- und Rechnungswesen 
Erarbeitet vom Unterausschuss „Reform des Gemeindehaushaltsrechts“ des AK 
III und verabschiedet am 17./18. Juni 2003 
Anlage 713 Empfehlung für Kontenrahmen für das doppische Rechnungswesen. Es 
stehen zwei Kontenrahmen zur Auswahl. 
Erarbeitet vom Unterausschuss "Reform des Gemeindehaushaltsrechts" des AK 
III und verabschiedet am 17./18. Juni 2003 
                                        
7  http://www.uni-potsdam.de/u/kwi/aktuelles/stell_nkhr/stell_nkhr_imk -reform_ghr.pdf 
8  http://www.uni-potsdam.de/u/kwi/aktuelles/stell_nkhr/stell_nkhr_imk -gemhvo_doppik.pdf 
9  http://www.uni-potsdam.de/u/kwi/aktuelles/stell_nkhr/stell_nkhr_imk -synopse_gemhvo_doppik.pdf 
10  http://www.uni-potsdam.de/u/kwi/aktuelles/stell_nkhr/stell_nkhr_imk -gemhvo_erw_kam.pdf 
11  http://www.uni-potsdam.de/u/kwi/aktuelles/stell_nkhr/stell_nkhr_imk -beispieltexte.pdf 
12  http://www.uni-potsdam.de/u/kwi/aktuelles/stell_nkhr/stell_nkhr_imk -produktrahmen.pdf 
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Nach dem Beschluss der IMK vom 21.11.2003 soll das neue Gemeindehaushaltsrecht den 
Landesparlamenten zur Umsetzung in kommunales Landesrecht vorgelegt werden. Die 
grundlegenden Anforderungen für das neue kommunale Haushalts- und 
Rechnungswesen gelten sowohl für die kommunale Doppik als auch für die erweiterte 
Kamereralistik. Die traditionelle Kameralistik wird zum „Auslaufmodell im kommunalen 
Haushaltswesen. 
 
Durch die Reform soll  
- das kommunale Haushalts- und Rechnungswesen von der bislang zahlungsorientierten 
Darstellungsform auf eine ressourcenorientierte Darstellung umgestellt und 
- die Steuerung der Kommunalverwaltungen statt durch die herkömmliche Bereitstellung 
von Ausgabeermächtigungen (Inputsteuerung) durch die Vorgabe von Zielen für die 
kommunalen Dienstleistungen (Outputsteuerung) ermöglicht werden. 14 
 
Die IMK empfiehlt folgende Grundlagen für die Umsetzung der Reform in den Ländern (vom 
AK III vorgelegten Textentwürfe für die Reform des kommunalen Haushaltsrechts) 
- Gemeindehaushaltsverordnung für ein doppisches Haushalts- und Rechnungswesen, 
- Gemeindehaushaltsverordnung für die erweiterte kameralistische Buchführung, 
- Produktrahmen mit Erläuterungen, 
- Empfehlung für Kontenrahmen, 
 
Die Regelungsvorschläge lassen Raum für länderspezifische Gegebenheiten und 
konzeptionelle Unterschiede. Länderspezifische Abweichungen dürfen aber nicht die 
Grundzüge der Einheitlichkeit des kommunalen Haushaltsrechts in Frage stellen. 
 
Beide Leitentwürfe für ein neues kommunales Haushaltsrecht weisen den 
Ressourcenverbrauch durch flächendeckende Berücksichtigung der Abschreibungen unter 
Einbeziehung der Zuführungen zu Rückstellungen/Rücklagen für ungewisse 
Verbindlichkeiten und Aufwendungen aus. Im Vergleich zum derzeitigen kameralen 
Haushalts- und Rechnungswesen führt das zu einer Verschlechterung des ausgewiesenen 
Haushaltsergebnisses (Anmerkung: Eine Belastung der Liquiditätslage der Kommunen ergibt 
sich nicht.) Die Zahl der Kommunen mit unausgeglichenem Haushalt wird zunehmen. 
                                                                                                                          
13  http://www.uni-potsdam.de/u/kwi/aktuelles/stell_nkhr/stell_nkhr_imk -kontenrahmen.pdf 
14  Auszug aus dem Beschluss der IMK vom 21.11.03. 
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Gleichzeitig werden erstmals das gesamte Vermögen der Kommunen und deren 
Eigenkapitalausstattung offen gelegt.  
4. Ziele der Reform des Gemeindehaushaltsrechts 
Die wesentlichen Elemente der Reform sind nach dem Beschluss vom 21.11.03 die 
Folgenden: 
- die Darstellung der Verwaltungsleistungen als Produkte 
- die Ausweitung der internen Leistungsverrechnung 
- die Darstellung des Ressourcenverbrauchs für die einzelnen 
Verwaltungsleistungen 
- die Dezentralisierung der Bewirtschaftungskompetenz für den Einsatz von 
Personal- und Sachmitteln 
- die Budgetierung der bereitgestellten personellen und sachlichen Ressourcen nach 
Fachbereichen (Aufgabenbereichen), 
- die Zusammenfassung von Aufgabenverantwortung und 
Ressourcenverantwortung in einer Hand 
- die Kosten- und Leistungsrechnung  
- die Entwicklung von Kennzahlen über Kosten und Qualität der 
Verwaltungsleistungen als Steuerungsinstrumente sowie ggf. für innerkommunale 
Vergleiche 
- Einführung eines Berichtswesens  für die periodische Information über die 
Zielerreichung als Grundlage für Steuerungsmaßnahmen 
- die Gesamtdarstellung von Ressourcenaufkommen und Ressourcenverbrauch 
sowie der Vermögens- und Kapitalposition zur Vermittlung eines vollständigen 
Bildes über die tatsächliche Ertrags-, Finanz- und Vermögenslage der kommunalen 
Körperschaft 
- eine Ergebnisrechung anstelle einer Gewinn- und Verlustrechung, mit welcher 
der Ergebnishaushalt (bisher Verwaltungshaushalt) korrespondiert 
- eine Finanzrechnung (Zahlungsrechnung) als dritte Komponente, die mit der 
Erfassung aller Einzahlungen und Auszahlungen die Änderung des Bestandes an 
liquiden Mitteln nachweist und durch welche die Ein- und Auszahlungen für 
Investitionen (bisher Vermögenshaushalt) rechnungsmäßig abgewickelt werden. 
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- Darstellung des Haushaltsplans in Budgetform auf der Grundlage von 
Ressourcenverbrauch und Ressourcenaufkommen für die Verwaltungsleistungen 
- die Zusammenfassung des Jahresabschlusses der kommunalen Körperschaften 
(Konsolidierung ) 
- ein Controlling auf der Grundlage eines unterjährigen Berichtswesens zur Wahrung 
der Haushaltsverantwortung insbesondere des Rates durch Steuerungsmaßnahmen 
bei Abweichungen von Budgetzielen. 
5. Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) Doppik 
5.1 Grundlagen der Reform15 
- Vollständige Darstellung von Ressourcenverbrauch und Ressourcenaufkommen durch 
Erfassung von Aufwendungen und Erträgen anstatt Ausgaben und Einnahmen. 
- Haushaltsplan mit Budgetstruktur und Produktorientierung 
- Informationen über Produkte und Verwaltungsleistungen im Haushaltsplan mit der 
Möglichkeit, diese zur Grundlage von Zielvereinbarungen oder Vorgaben zu machen 
- Drei-Komponenten Rechnungswesen aus 
Ergebnisrechnung, 
Finanzrechung und  
Vermögensrechnung (Bilanz) 
mit dem das kaufmännische Rechnungssystem an die Erfordernisse der Kommunen 
angepasst wird. 
 
Ergebnisplanung Investitionsplanung Finanzplanung 
Ergebnisrechnung Vermögensrechnung Finanzrechnung 
 
Abbildung 1: Drei Säulen des Rechnungswesens 
…. weitere Säulen des Rechnungswesens: 
Kostenrechnung, Wirtschaftlichkeitsberechnungen etc. 
                                        
15  Rechnungswesen und Controlling in der öffentlichen Verwaltung: Reform des kommunalen Haushalts- und 
Rechnungswesens: Die Beschlüsse der IMK – Dr. Horst Körner 2004: http://www.arf-
gmbh.de/images/presse_&_publikationen/040316-imk-sonderdruck.pdf 
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- Kommunaler Gesamtabschluss: Konsolidierung der Jahresabschlüsse für den 
Kernhaushalt der Kommune und der Abschlüsse der ausgegliederten kommunalen 
Eigenbetriebe, Unternehmen in Gesellschaftsform und sonstiger von der Kommune 
beherrschten Einrichtungen zu einem Gesamtabschluss (Konzernabschluss) 
 
Der Haushalt bleibt das zentrale Steuerungs- und Rechenschaftsinstrument. Wie im 
heutigen Verwaltungs- und Vermögenshaushalt wird es auch künftig „laufende“ Ausgaben 
und Investitionsausgaben geben. Der Haushaltsplan bildet dabei den Ressourcenverbrauch 
und das Ressourcenaufkommen im Ergebnishaushalt ab, der ausgeglichen sein muss, 
damit die Aufgabenerledigung dauerhaft gesichert ist. Die Ein- und Auszahlungen sowie der 
erforderliche Kreditbedarf werden im Finanzhaushalt ausgewiesen. Dieser gibt Auskunft über 
die Eigenfinanzierungsfähigkeit der Kommune und ist neben dem Ergebnishaushalt eine 
wichtige Informationsquelle zur Beurteilung der finanziellen Situation der Gemeinde. 
 
Im Mittelpunkt des kommunalen Rechnungswesens stehen jetzt auch die klassischen 
Bestandteile des kaufmännischen Rechnungswesens, die Bilanz und die Gewinn- und 
Verlustrechnung. Dabei wird die Gewinn- und Verlustrechnung neutral als 
Ergebnisrechnung bezeichnet und um eine weitere zahlungsorientierte Rechnung (die 
Finanzrechnung) ergänzt. Die Pflicht zur Aufstellung des Finanzhaushalts bzw. –rechnung 
ist insbesondere aus den Besonderheiten der öffentlichen Haushaltsplanung und 
Rechenschaftslegung hergeleitet und knüpft im Übrigen an internationale 
Rechnungslegungsvorschriften für Kapitalgesellschaften an. 
Vermögensrechnung Bilanz 
Bei den Regeln für die Bilanzierung hat sich der Leittext an kaufmännischen Normen 
orientiert. Die besondere Struktur der kommunalen Bilanz und Ergebnisrechnung spiegelt 
die kommunale Besonderheiten, z.B. das Infrastrukturvermögen, wider. Allerdings treten bei 
den Ansatz- und Bewertungsregeln die Unterschiede der länderspezifischen Konzepte 
deutlich zu Tage, z.B. in der Bilanzgliederung oder bei der Bewertung für die 
Eröffnungsbilanz. Ergänzend zum Jahresabschluss für die Kernverwaltung soll entsprechend 
den kaufmännischen Normen auch ein Gesamtabschluss (Kernverwaltung zusammen mit 
den ausgegliederten Vermögensmassen, die ebenfalls über ein doppisches Rechnungswesen 
verfügen) erstellt werden. 
Es soll eine Kosten- und Leistungsrechnung geführt werden, deren Ausgestaltung die 
Kommunen selbst bestimmen können. 
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5.2 Die Gliederung der „doppischen“ Gemeindehaushaltsverordnung 
- Erster Abschnitt Haushaltsplan 
- Zweiter Abschnitt Planungsgrundsätze 
- Dritter Abschnitt Deckungsgrundsätze 
- Vierter Abschnitt Liquidität, Rücklagen 
- Fünfter Abschnitt Haushaltsausgleich und Ausgleich von Jahresfehlbeträgen 
- Sechster Abschnitt Weitere Vorschriften über die Haushaltswirtschaft 
- Siebter Abschnitt Buchführung und Inventar 
- Achter Abschnitt Ansatz und Bewertung des Vermögens und der Schulden 
- Neunter Abschnitt Jahresabschluss 
- Zehnter Abschnitt Gesamtabschluss 
- Elfter Abschnitt Begriffsbestimmungen, Schlussvorschriften 
 
1. Abschnitt: Haushaltsplan 
Der neue kommunale Haushaltsplan bildet den  
- Ressourcenverbrauch und das Ressourcenaufkommen im Ergebnishaushalt und  
- die Investitions- und Finanzierungstätigkeit im Finanzhaushalt ab. 
 
Übergang von Zahlungsermächtigungen auf Ressourcenverbrauchsermächtigungen 
 
Ergebnishaushalt16 
- Ergebnisplanung und – rechnung mit Erträgen und Aufwendungen als 
Rechnungsgrößen 
- Ergebnishaushalt zeigt die Quellen und Ursachen des Ressourcenaufkommens und 
des Ressourcenverbrauchs  
- Ergebnis: Ausgleich / Fehlbetrag / Überschuss 
- Periodengerecht Verbuchung der Erträge und Aufwendungen  
 
                                        
16  Hessen und Baden Württemberg will die sog. Ergebnisspaltung vorsehen: Trennung zwischen ordentlichem Ergebnis 
(regelmäßig wiederkehrende Geschäftsvorfälle) und Sonderergebnis (selten anfallende Geschäftsvorfälle). Insbesondere 
Erträge aus Vermögensveräußerungen (die den Restbuchwert übersteigen) sollen nicht ohne Weiteres im 
Ergebnishaushalt verbraucht werden (außergewöhnliche, periodenfremde Aufwendungen unterliegen nicht der 
Ausgleichsverpflichtung einer Rechnungsperiode). 
Der Arbeitsentwurf Nordrhein-Westfalen geht von der Ergebnisspaltung nach HGB aus. 
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Finanzhaushalt 
- Planung der Einzahlungen und Auszahlungen insbesondere der Investitionen. 
- Der Finanzhaushalt liefert Informationen über die tatsächliche finanzielle Lage der 
Gemeinde 
o Abbildung der Zahlungsströme 
o Darstellung der Finanzierungsquellen 
o Darstellung des Finanzmittelbestandes 
 
Gliederung des Hauhalts kann wahlweise eine 
- einheitliche Produktbereichsgliederung oder eine  
- organisatorische Gliederung mit Produktorientierung sein. 
In beiden Gliederungsformen soll der einheitliche Produktbereichsplan die Basis  bilden. 
Vorteile:  
- Budgetierung der Ressourcenverbräuche und der Ressourcenaufkommen 
- Ermöglicht die Verbindung Ressourcenverantwortung und Aufgabenverantwortung 
- Output-Orientierung – erbrachte Dienstleistungen (Produkt) 
 
Die inputorientierten, monetären Budgetansätze werden durch outputorientierte Kennzahlen 
und Ziele für Produktgruppen oder Einzelprodukte ergänzt. 
 
Der Gesamthaushalt wird in Teilhaushalte gegliedert. Die Teilhaushalte bilden ein Budget 
(Bewirtschaftungseinheit) und bestehen aus einem (Teil- )Ergebnishaushalt und einem (Teil-
)Finanzhaushalt. Der (Teil- )Finanzhaushalt kann auf die Darstellung der Investitionen 
beschränkt werden. 
2. Abschnitt: Planungsgrundsätze  
Die Planungsgrundsätze sind unabhängig vom Rechnungsstil. 
- Bruttoprinzip 
- Veranschlagung der Erträge und Aufwendungen in der jeweils voraussichtlichen 
Höhe 
- Festlegung produktorientierter Ziele mit Ressourcenbrauch und –aufkommen 
- Festlegung von Kennzahlen zur Zielerreichung 
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- Verpflichtungsermächtigungen maßnahmenbezogen veranschlagen 
- Führung einer Kosten und Leistungsrechnung für die Beurteilung der 
Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit 
- Erläuterung der Ansätze mit besonderer Bedeutung 
 
3. Abschnitt: Deckungsgrundsätze  
Gesamtdeckungsprinzip gilt im Ergebnishaushalt (Erträge und Aufwendungen) und im 
Finanzhaushalt (Einzahlungen und Auszahlungen) 
Die folgenden Bewirtschaftungsregeln sollen die flexible Haushaltsführung ermöglichen: 
- Zweckbindung von Erträgen muss möglich bleiben (als Ausnahme vom 
Gesamtdeckungsprinzip) 
- Deckungsfähigkeit von Aufwandansätzen und Auszahlungen 
- Übertragbarkeit (Ergebnis- und Finanzpositionen sind grundsätzlich ins neue 
Haushaltsjahr übertragbar) 
 
4. Abschnitt: Liquidität, Rücklagen 
- Als Liquiditätsreserven gelten die liquiden Mittel auf der Aktivseite der Bilanz 
(Mindestliquidität ist nicht vorgeschrieben) 
- Mindestens eine Ergebnisrücklage ist vorgeschrieben 
- Länderspezifisch können z.B. Kapitalrücklagen, Ausgleichsrücklagen gebildet 
werden, die in jedem Fall aus Ergebnisüberschüssen gebildet werden 
- Bei Ergebnisspaltung sind getrennte Rücklagen für das ordentliche Ergebnis und das 
Sonderergebnis erforderlich17. 
 
5. Abschnitt: Haushaltsausgleich und Ausgleich von Jahresfehlbeträgen 
Grundsatz: In jedem Rechnungsjahr ist der Ressourcenverbrauch (Aufwand) durch das 
Ressourcenaufkommen (Ertrag) zu decken (unter Berücksichtigung von Fehlbeträgen aus 
Vorjahren). Jede Generation soll für die von ihr verbrauchten Ressourcen aufkommen. 
Der Haushaltsausgleich wird nur auf die Ergebnisgrößen „Aufwand und „Ertrag“ bezogen.  
Ein Haushaltsausgleich auf der Basis von Einnahmen und Ausgaben ist nicht mehr 
                                        
17  Baden-Württemberg schreibt besondere Rücklagen für das Sonderergebnis und das Bewertungsergebnis vor (§ 23). 
Nordrhein-Westfalen sieht keine solchen Rücklagen vor; Hessen schreibt eine besondere Rücklage für das 
Sonderergebnis vor. 
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realisierbar. Dies würde jedoch dem Reformziel der Betrachtung sämtlicher Ressourcen 
widersprechen. Nach dem Ressourcenverbrauchskonzept soll der Ressourcenverbrauch, 
insbesondere die Abschreibungen erwirtschaftet werden.  
Periodenscharfer Ausgleich wird nicht immer möglich sein. Deshalb soll der 
Deckungsgrundsatz über ein mehrstufiges Regelwerk über einen mehrjährigen Zeitraum 
modifiziert werden. 18 
 
Behandlung von Fehlbeträgen: 
Fehlbeträge sind unverzüglich (spätestens im dritten dem HHJahr folgenden Jahr) 
auszugleichen. 
Fehlbeträge beim ordent lichen Ergebnis wird aus der Ergebnisrechnung auf die Passiv-Seite 
der Bilanz übertragen; er vermindert automatisch das Eigenkapital. 
Ein Überschuss beim ordentlichen Ergebnis der Ergebnisrechnung eines folgenden Jahres 
wird auf die Passiv-Seite der Bilanz übertragen und erhöht automatisch das Eigenkapital, der 
Fehlbetrag des Vorjahres wird ausgeglichen. 
- Ein Fehlbetrag kann höchstens 5 Jahre vorgetragen werden, 
- aus Mitteln der Rückalge aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses 
ausgeglichen werden,  
- aus Mitteln der Rücklage aus Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses 
ausgeglichen werden, 
- mit einem Überschuss des außerordentlichen Ergebnisses ausgeglichen werden.  
Ein nach Ablauf von 5 Jahren verbliebener Fehlbetrag kann endgültig mit dem Eigenkapital 
verrechnet werden, wenn ein Haushaltssicherungskonzept vorliegt. Seht für die Deckung des 
Fehlbetrags kein Eigenkapital zur Verfügung ist dieser auf der Aktivseite der Bilanz als 
Posten „nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag“ auszuweisen. 
 
6. Abschnitt: Weitere Vorschriften über die Haushaltswirtschaft 
Diese Vorschriften sind nicht vom Rechnungsstil abhängig  
 
7. Abschnitt: Buchführung und Inventar 
                                        
18  Hessen hat ein solches Regelwerk erlassen. Siehe unten.  
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Die handelsrechtlichen Vorschriften über die Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung 
können inhaltlich für die Kommunen übernommen werden.  
Es besteht die Pflicht zur Aufstellung eines Inventars (Inventurvereinfachungsverfahren sind 
zulässig) 
 
8. Abschnitt: Ansatz und Bewertung des Vermögens und der Schulden19 
Allgemeine Bewertungsgrundsätze 
- Übereinstimmung der Eröffnungsbilanz mit der vorhergehenden Schlussbilanz 
- Einzelbewertung der Vermögensgegenstände und Schulden zum Stichtag 
- Wirklichkeitstreue Bewertung (vorhersehbare Risiken und Wertverluste sind zu 
berücksichtigen, Wertgewinne sind nur zu berücksichtigen, wenn sie bis zum 
Abschlussstichtag realisiert sind) 
- Beibehaltung der Bewertungsmethoden 
 
Wertmäßige Obergrenze für die Bewertung sind die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 
(lt. HGB). Ein Wertansatz höherer Wiederbeschaffungswerte zum Ausgleich von 
inflationären Effekten und technischen fortschritt wird generell ausgeschlossen.  
 
Es gibt länderspezifische Konzeptunterschiede: z.B. Baden-Württemberg: Wahlrecht in der 
Unterscheidung zwischen Verwaltungsvermögen und realisierbarem Vermögen. Zum 
realisierbaren Vermögen gehören die nicht als Verwaltungsvermögen zur Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben eingesetzten Gegenstände und Beteiligungen.  
 
Rückstellungen 
- Für ungewisse Verbindlichkeiten und Aufwendungen sind Rückstellungen zu bilden. 
- Pensionsverpflichtungen 
- Verpflichtungen im Rahmen der Altersteilzeit 
- Unterlassene Instandhaltungen an Bauten 
- Rekultivierung und Nachsorge von Abfalldeponien 
- Sanierung von Altlasten 
- Verbindlichkeiten im Rahmen FAG und Steuerschuldverhältnissen  
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- Drohende Verpflichtungen aus Gerichtsverfahren 
- Weitere, wenn rechtliche Verpflichtungen dazu besteht 
 
Es soll grundsätzlich gelten, dass die Länder die Verbindlichkeiten und Aufwendungen, für 
die die Bildung von Rückstellungen zugelassen werden soll, selbst bestimmen können.  
Es gibt somit länderspezifische Konzeptunterschiede. 
 
9. Abschnitt: Jahresabschluss 
Funktion: Vermittlung eines den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bildes der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
Lehnt sich am handelsrechtlichen Jahresabschluss für große Kapitalgesellschaften an. 
Zusätzlich werden in diesem Abschluss eine Finanzrechnung - analog zur kameralen 
Verfahrensweise – und Plan- und Ist-Beträge des Haushaltsjahres gegenübergestellt. 
Der Jahresabschluss besteht aus: 
- Finanzrechnung mit Teilfinanzrechnungen (Investitionsmaßnahmen), 
- Ergebnisrechnung mit Teilergebnisrechnungen, 
- Vermögensrechnung (Bilanz), 
- Anhang. 
Diesem ist ein Rechenschaftsbericht, eine Anlagenübersicht, eine Forderungsübersicht und 
eine Verbindlichkeitenübersicht beizufügen. 
 
A) Ergebnisrechnung 
Gegenüberstellung von Aufwendungen und Erträgen (Jahressummen für die Ertrags-  
und Aufwandsarten) 
B) Finanzrechnung 
Übersicht über die tatsächlichen Ein- und Auszahlungen (laufende Ausgaben und 
Investitionen)  
Für beide Rechnungen ist ein Planvergleich vorzunehmen.  
 
Die Finanzrechnung kann auf verschiedene Arten direkt ermittelt werden: 
                                                                                                                          
19  Es gibt länderspezifische Konzeptunterschiede 
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Die Einzahlungen und Auszahlungen können laufend mitgebucht werden (originäre 
Buchung) : 
1. Es können im Kontenrahmen Finanzrechnungskonten vorgesehen werden. Diese 
werden dann bei Einzahlungen und Auszahlungen anstelle des Kontos ‚Bank‘ 
angesprochen.  
2. Alternativ kann in der klassischen Weise doppisch gebucht werden, Einzahlungen 
und Auszahlungen werden also sämtlich gegen ‚Bank‘ (oder andere 
Zahlungsmittelkonten wie Kasse) gebucht. Die Information über die betroffene 
Finanzposition wird dem Buchungssatz dann im DV-System durch eine 
Zusatzkontierung mitgegeben. 
3. Direkt derivative Buchung: die Einzahlungen und Auszahlungen 
zahlungsartenscharf aus dem Buchungsstoff der Ergebnisrechnung bzw. der Bilanz 
zurückgerechnet werden. Aus den Konten werden die zahlungswirksamen 
Vorgänge hergeleitet. Bei dieser Rückrechnung wird auf alle betroffenen Konten 
zugegriffen und jeweils die exakten Werte berechnet. Daher wird auch in diesem 
Fall von einer direkten Ermittlung gesprochen. 
4.  Nicht zugelassen ist hingegen die indirekte Ermittlung durch eine vereinfachte, 
summarische (saldierte) Rückrechnung aus dem Saldo der Ergebnisrechnung 
(retrograde Ermittlung). 
 
Teilrechnungen – Überprüfung der Zielerreichung 
Entsprechend der Gliederung des Haushalts in Teilhaushalte werden Teilrechnungen, 
gegliedert in Teilergebnisrechnung und Teilfinanzrechnung erstellt. Die 
Teilrechnungen sind jeweils um Ist-Zahlen zu den in den Teilplänen ausgewiesenen 
Leistungsmengen und Kennzahlen zu ergänzen. Zusätzlich zu den im Plan 
enthaltenen Leistungsmengen und Kennzahlen sind Ist-Werte anzugeben. Dadurch soll 
eine Einschätzung der Zielerreichung ermöglicht werden. 
 
C) Vermögensrechnung (Bilanz) 
Gliederung orientiert sich größtenteils an den Vorschriften des kaufmännischen 
Rechnungswesens (HGB).  
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10. Abschnitt: Gesamtabschluss 
Ziel: Verbesserung des Gesamtüberblicks über die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Kommunen, aber auch die Rückgewinnung des Gesamtüberblicks 
Der Jahresabschluss des kommunalen Kernhaushalts wird mit den Jahresabschlüssen der 
ausgegliederten Aufgabenbereiche zusammengeführt. 
Aufgabenträger sind nur dann in die Konsolidierung einzubeziehen,  wenn die Ergebnisse 
ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit von Bedeutung sind. 






11. Abschnitt: Begriffsbestimmungen, Schlussvorschriften 
Bei der Bewertung des Vermögens in der Eröffnungsbilanz sind die Länder bei ihrem 
Modellvorhaben unterschiedliche Wege gegangen. Vorschlag des AK III als Grundlage für 
die weitere Arbeiten (Positionsbestimmung in der eine Vielfalt zugelassen wird): 
„Bei der Eröffnungsbilanz ist neben der Bewertung nach Anschaffungs- und 
Herstellungsaufwand auch eine Bewertung nach vorsichtig geschätzten Zeitwerten 
möglich, wobei bei beiden Modellen Sonderregelungen für Bewertungserleichterungen 
vorgesehen werden.  
Der Ansatz und die Bewertung von Vermögensgegenständen auf der Aktivseite der Bilanz 
orientiert sich überwiegend an den hergebrachten handelsrechtlichen Ansatz- und 
Bewertungsvorschriften, die u.a. eine vorherige Inventur vorsehen, bei der 
Inventurvereinfachungen zur Reduzierung des Aufwandes möglich sein müssen. Davon 
ausgehend sind für die Bewertung im Dauerbetrieb die Anschaffungs- und Herstellungskosten 
zu Grunde zu legen. Ergänzend dazu bedarf es jedoch für die Eröffnungsbilanz einiger 
Sonderregelungen, um zu Beginn des neuen Rechnungswesens ein realistisches Bild der 
Vermögens- und Schuldenlage der Kommune zu vermitteln. Aus dieser Anforderung ergibt 
sich für den Ansatz in der Eröffnungsbilanz, dass für die kommunalen 
Vermögensgegenstände indizierte Werte, Zeitwerte oder stichtagsbezogene Werte zu 
ermitteln sind. Auch wenn diese nicht in allen Ländern einheitlich vorgegeben werden, 
werden sich die anfangs vorhandenen Unterschiede im Laufe der Jahre „auswachsen“. Es 
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muss jedoch sichergestellt werden, dass innerhalb eines Landes die Vermögensbewertung 
einheitlich erfolgt. 
 
Konzeptunterschiede: Baden-Württemberg und Hessen wollen auch für die 
Eröffnungsbilanz die Bewertung der Vermögensgegenstände nach Anschaffungs- und 
Herstellungskosten vorschreiben. 
Nordrhein-Westfalen hat sich dafür entschieden, in der Eröffnungsbilanz die 
Vermögensgegenstände mit ihrem vorsichtig geschätzten Zeitwert anzusetzen 
 
Konzeptionelle Grundmodelle der Länder: 
– NKF – Neues Kommunalres Finanzmanagement (Nordrhein-Westfalen, Bayern) 
– NKR - Neues Kommunales Rechnungswesen (Baden-Württemberg, Niedersachsen)  
– NKRS - Neues Kommunales Rechnungs- und Steuerungssystem (Hessen)  
 
6. Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) erweiterte 
Kameralistik20 
- Darstellung von Einnahmen und Ausgaben unter Einbeziehung der wesentlichen 
Ertrags- und Aufwandspositionen, 
- Haushaltsplan mit Budgetstruktur und Produktorientierung 
- Informationen im Haushaltsplan über Produkte und Verwaltungsleistungen 
- Vollständige Erfassung des Sachvermögens und vollständiger Ansatz der 
Abschreibungen 
- Ausbau der Hauhaltsrechnung zu einer Vollvermögensrechnung 
 
Einige Regelungen (insbesondere zur Vermögensbewertung) wurden bis auf einige sachlich 
notwendige, redaktionelle Anpassungen, wörtlich aus dem Textentwurf für die kommunale 
Doppik übernommen. 
Im Produkthaushalt sind für jeden Produktbereich die Produktgruppen mit den zugehörigen 
Produkten und Leistungen und die Ziele beschrieben werden, sowie Angaben zur 
                                        
20  Rechnungswesen und Controlling in der öffentlichen Verwaltung: Reform des kommunalen Haushalts- und 
Rechnungswesens: Die Beschlüsse der IMK – Dr. Horst Körner 2004: http://www.arf-
gmbh.de/images/presse_&_publikationen/040316-imk-sonderdruck.pdf 
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Zielerreichung gemacht werden, die im Rahmen des internen Berichtswesens berücksichtigt 
werden können. 
Die Regelung zu Kosten- und Leistungsrechnung sieht vor, dass eine Kosten- und 
Leistungsrechnung geführt werden soll, deren Umfang die Gemeinde nach ihren örtlichen 
Bedürfnissen bestimmt.  
Abschreibungen müssen flächendeckend ermittelt und dem Vermögenshaushalt zugeführt 
werden. Analog zur kommunalen Doppik ist eine vollständige Erfassung und Bewertung 
des Vermögens  nach denselben Grundsätzen und die Bildung entsprechender 
Rückstellungen vorgesehen.  
 
7. Produktrahmen 
Verbindliches Prinzip für die Haushaltsgliederung ist die produktorientierte Gliederung. 
Der Produktrahmen dient der haushaltswirtschaftlichen Steuerung der Gemeinden und als 
Grundlage interkommunaler Vergleiche. Die kommunalen Aufgabenbereiche sind als 
Produktgruppen definiert und bestimmen so den jeweiligen Inhalt eines Produktbereiches. Die 
Produktbereiche und Produktgruppen entsprechen dem künftigen finanzstatistischen Bedarf 
an funktionalen Finanzdaten. Die Gliederung des Haushaltsplans in Produktbereiche und 
Produktgruppen ist unabhängig vom Buchungsstil.  
 
Inhalt des Produktrahmens  
Der Produktrahmen definiert die Mindestinhalte der Produktbereiche für die Zuordnung von 
Produktgruppen und Produkten nach finanzstatistischem Bedarf. Den Ländern wird 
empfohlen, den Produktrahmen mit den Produktbereichen und den Produktgruppen 
landeseinheitlich vorzugeben. Die weitere Tiefengliederung können die Kommunen nach 
ihren eigenen Bedürfnissen gestalten. 
 
In Anlehnung an den bisherigen Gliederungsplan sind für den Produktrahmen 
Zuordnungsvorschriften entwickelt worden.  
 
Die Länder vereinbaren folgendes Vorgehen: 
Die Länder werden die im „Produktrahmen“ enthaltenen Produktbereiche und 
Produktgruppen für verbindlich erklären, da der Produktrahmen unabhängig vom 
Buchungsstil (erweiterte Kameralistik oder Doppik) ist und die im Produktrahmen 
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enthaltenen Produktgruppen unmittelbar den derzeitigen funktionalen Bedarf der 
Finanzstatistiken und der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen darstellen.  
 
Der gemeinsame Produktrahmen (IMK) enthält 16 Produktgruppen. 
 Produktgruppen 
1 Zentrale Verwaltung  
 11 Innere Verwaltung 
 12 Sicherheit und Ordnung 
2 Schule und Kultur  
 21 - 24 Schulträgeraufgaben 
 25 - 29 Kultur und Wissenschaft  
3 Soziales und Jugend  
 31 - 35 Soziale Hilfen 
 36 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 
4 Gesundheit und Sport  
 41 Gesundheitsdienste 
 42 Sportförderung 
5 Gestaltung der Umwelt  
 51 Räumliche Planung und Entwicklung 
 52 Bauen und Wohnen 
 53 Ver- und Entsorgung 
 54 Verkehrsflächen und -anlagen, ÖPNV 
 55 Natur- und Landschaftspflege  
 56 Umweltschutz 
 57 Wirtschaft und Tourismus 
6 Zentrale Finanzleistungen  
 61 Allgemeine Finanzwirtschaft 
Tabelle 1: Produktrahmen (IMK) - 16 Produktgruppen 
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Gemeinsamer Produktrahmen für ein doppisches und ein erweitertes kameralistisches 
Haushalts- und Rechnungswesen 
 
1 Zentrale Verwaltung 
 11 Innere Verwaltung 
 111 Verwaltungssteuerung und -service 
 12 Sicherheit und Ordnung 
 121 Statistik und Wahlen 
 122 Ordnungsangelegenheiten 
 126 Brandschutz 
 127 Rettungsdienst 
 128 Katastrophenschutz 
2 Schule und Kultur 
 21 - 24 Schulträgeraufgaben 
 211 Grundschulen 
 212 Hauptschulen 
 213 Kombinierte Grund- und Hauptschulen 
 214 Schulformunabhängige Orientierungsstufe 
 215 Realschulen 
 216 Kombinierte Haupt- und Realschulen 
 217 Gymnasien, Kollegs 
 218 Gesamtschulen 
 221 Sonderschulen 
 231 Berufliche Schulen 
 241 Schülerbeförderung 
 242 Fördermaßnahmen für Schüler 
 243 Sonstige schulische Aufgaben 
 25 - 29 Kultur und Wissenschaft 
 251 Wissenschaft und Forschung 
 252 Nichtwissenschaftliche Museen, Sammlungen 
 253 Zoologische und Botanische Gärten 
 261 Theater 
 262 Musikpflege 
 263 Musikschulen 
 271 Volkshochschulen 
 272 Büchereien 
 273 Sonstige Volksbildung 
 281 Heimat- und sonstige Kulturpflege 
 291 Förderung von Kirchengemeinden und sonstigen Religionsgemeinschaften 
3 Soziales und Jugend 
 31 - 35 Soziale Hilfen 
 311 Grundversorgung und Hilfen in besonderen Lebenslagen (BSHG) 
 313 Hilfen für Asylbewerber 
 315 Soziale Einrichtungen 
 321 Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz 
 331 Förderung von Trägern der Wohlfahrtspflege 
 341 Unterhaltsvorschussleistungen 
 342 Grundsicherungsleistungen 
 343 Betreuungsleistungen 
 344 Hilfen für Heimkehrer und politische Häftlinge 
 351 Sonstige soziale Hilfen und Leistungen 
 36 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe  
 361 Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege 
 362 Jugendarbeit 
 363 Sonstige Leistungen der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 
 365 Tageseinrichtungen für Kinder 
 366 Einrichtungen der Jugendarbeit 
 367 Sonstige Einrichtungen der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 
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4 Gesundheit und Sport 
 41 Gesundheitsdienste  
 411 Krankenhäuser 
 412 Gesundheitseinrichtungen 
 414 Maßnahmen der Gesundheitspflege 
 418 Kur- und Badeeinrichtungen 
 42 Sportförderung 
 421 Förderung des Sports 
 424 Sportstätten und Bäder 
5 Gestaltung der Umwelt 
 51 Räumliche Planung und Entwicklung 
 511 Räumliche Planungs- und Entwicklungsmaßnahmen 
 
 52 Bauen und Wohnen 
 521 Bau- und Grundstücksordnung 
 522 Wohnbauförderung 
 523 Denkmalschutz und –pflege 
 53 Ver- und Entsorgung 
 531 Elektrizitätsversorgung 
 532 Gasversorgung 
 533 Wasserversorgung 
 534 Fernwärmeversorgung 
 535 Kombinierte Versorgung 
 537 Abfallwirtschaft 
 538 Abwasserbeseitigung 
 54 Verkehrsflächen und -anlagen, ÖPNV 
 541 Gemeindestraßen 
 542 Kreisstraßen 
 543 Landesstraßen 
 544 Bundesstraßen 
 545 Straßenreinigung 
 546 Parkeinrichtungen 
 547 ÖPNV 
 548 Sonstiger Personen- und Güterverkehr 
 55 Natur- und Landschaftspflege 
 551 Öffentliches Grün/Landschaftsbau 
 552 Öffentliche Gewässer/Wasserbauliche Anlagen 
 553 Friedhofs- und Bestattungswesen 
 554 Naturschutz und Landschaftspflege 
 555 Land- und Forstwirtschaft 
 56 Umweltschutz 
 561 Umweltschutzmaßnahmen 
 57 Wirtschaft und Tourismus 
 571 Wirtschaftsförderung 
 573 Allgemeine Einrichtungen und Unternehmen 
 575 Tourismus 
 
6 Zentrale Finanzleistungen 
 61 Allgemeine Finanzwirtschaft 
 611 Steuern, allgemeine Zuweisungen, allgemeine Umlagen 
 612 Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft 
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Beispiel Nordrhein-Westfalen 
Für Nordrhein-Westfalen hat das Innenministerium die im NKF-Produktrahmen enthaltenen 
27 Produktbereiche in den gemeinsamen Produktrahmen (16 Produktbereiche) übergeleitet. 
Für die Gliederung des kommunalen Haushaltsplans soll dann die neuen 16 Produktbereiche  
(plus Produktbereich "Stiftungen") verbindlich vorgegeben werden. Dabei sollen die 
Produktgruppen und Produkte für den Gestaltungsspielraum der Kommunen insoweit 
unangetastet bleiben. In der aktualisierten Fassung vom März 2004 sind Anpassungen in den 
Produktbereichen 25 (Produktgruppe Archiv), sowie 51 und 52 (Vermessung) 




Nr. Produktgruppe  Nr. Produkt 
11 01 Politische Gremien 01 Rat und Ausschüsse 
  02 Bezirksvertretung 
  03 Fraktionen 
  04 Ausländerbeirat  
02 Verwaltungsführung 01 Entwicklung von Konzepten und Rahmenregelungen 
  02 Sonstige Steuerungsunterstützung 
03 Gleichstellung von Frau und Mann 01 Gleichstellung in der Verwaltung 
  02 Förderung der Gleichstellung der Bürgerinnen und Bürger 
04 Beschäftigtenvertretung 01 Personalrat  
  02 Vertretung der Schwerbehinderten 
05 Rechnungsprüfung 01 Durchführung gesetzlich vorgeschriebener Prüfungen 
  02 Durchführung übertragener Prüfungen 
  03 Beratung und Erstellung von Gutachten 
06 Zentrale Dienste 01 Druckerei 
  02 Postdienst  
  03 Call-Center 
  04 Fuhrpark 
  05 Bauhof 
  06 Werkstätten 
  07 Sonstige zentrale Dienste 
07 Presse- und Öffentlichkeitsarbeit  01 Kontakte zu Medien 
  02 Medienbeobachtung und -auswertung 
  03 Pressebetreuung 
  04 Corporate Design 
  05 Amtliche Veröffentlichungen 




  07 Internet -Präsentation 
 
Tabelle 2: Überleitungstabelle der NKF- zu den IMK-Produktgruppen 
 
                                        
21  http://www.neues-kommunales-finanzmanagement.de/common/NKF-Produktrahmen(neu).doc  
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Das Innenministerium stellt eine Überleitungstabelle zur Verfügung, mit der die NKF-
Produktgruppen für die Finanzstatistik in die IMK-Produktgruppen übergeleitet werden 
können. 
 
8. Einheitlicher Verwaltungskontenrahmen22 
Es gibt keine Verständigung auf einen bundesweit einheitlichen Kontenrahmen. Es stehen 
daher zwei Kontenrahmen zur Auswahl um die größtmögliche Einheitlichkeit zu 
gewährleisten. 
 
Die Kontenrahmen für das doppische Rechnungswesen  
- II/1 Kontenrahmen mit vier Kontenklassen für die Vermögensrechnung (ohne 
optionale Vermögenstrennung; für die Ergebnisrechnung keine eigene Kontenklasse 
für außerordentliche Erträge und außerordentliche Aufwendungen) 
Kontenrahmen 1 umfasst: 
- vier Kontenklassen für die Vermögensrechnung 
- zwei Kontenklassen für die Ergebnisrechnung 
- zwei Kontenklassen für die Finanzrechnung  
- eine Kontenklasse für die Abschlusskonten  
- eine Kontenklasse für die Kosten- und Leistungsrechnung 
 
Die Vermögensrechnung ist eng an den Industriekontenrahmen angelegt, so dass die 
Konsolidie rung der Kernverwaltungen mit den ausgegliederten Unternehmen zu einem 
Ergebnis für den „Konzern Kommune“ erleichtert wird. 
                                        
22  http://www.uni-potsdam.de/u/kwi/aktuelles/stell_nkhr/stell_nkhr_imk -kontenrahmen.pdf 
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Abbildung 2: Kontenrahmen II/1 
 
- II/2 Kontenrahmen mit drei Kontenklassen für die Vermögensrechnung (mit 
optionaler Vermögenstrennung; für die Ergebnisrechnung eigene Kontenklasse für 
außerordentliche Erträge und außerordentliche Aufwendungen) 
Kontenrahmen 2 umfasst: 
- drei Kontenklassen für die Vermögensrechnung (In diesem Kontenrahmen ist 
außerdem in den Kontenklassen 0 und 1 auf der Ebene der Kontenarten (Dreisteller) 
ein Wahlrecht vorgesehen, zwischen „Verwaltungsvermögen“ und „realisierbarem 
Vermögen“ zu unterscheiden) 
- drei die Ergebnisrechnung (die dritte Kontenklasse für die Ergebnisrechnung dient 
der Trennung in ein ordentliches und ein außerordentliches Ergebnis). Damit soll 
bereits mit der Kontenklassengliederung dem Grundsatz Rechnung getragen werden, 
dass die ordentlichen Erträge grundsätzlich die ordentlichen Aufwendungen decken 
sollen und außerordentliche Erträge (bisher "Ersatzdeckungsmittel") für den 
Haushaltsausgleich nicht laufend zur Verfügung stehen.  
- zwei Kontenklassen für die Finanzrechnung  
- eine Kontenklasse für die Abschlusskonten  
- eine Kontenklasse für die Kosten- und Leistungsrechnung 
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Abbildung 3: Kontenrahmen II/2 
 
Die Länder können die in den beiden Mustern „Kontenrahmen“ enthaltenen Kontenklassen 
und Kontengruppen für verbindlich erklären, da bei der Erarbeitung des Kontenrahmens die 
Erfordernisse der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung, der kommunalen Bilanz, des 
kommunalen Gesamtabschlusses, der Kosten- und Leistungsrechnung sowie statistische 
Anforderungen berücksichtigt wurden. Bei den zwei Kontenklassen für die Finanzrechnung 
ist zur Erfüllung der aktuellen statistischen Anforderungen auch die im „Kontenplan“ 
enthaltene Untergliederung nach Konten für verbindlich zu erklären. Das Gleiche gilt für die 
Kontenklassen der Bilanz, soweit Anforderungen der Statistik über die Schulden und das 
öffentliche Vermögen sowie der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen zu erfüllen sind. 
Diese sind noch zu definieren. Erklärt ein Land einen davon abweichenden Kontenrahmen für 
verbindlich, muss zur sachgerechten Erfüllung der statistischen Anforderungen eine 
landeseinheitliche Überleitungstabelle eingeführt bzw. die statistischen Anforderungen 
müssen gesondert für verbindlich erklärt werden. 
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9. Unterschiede zwischen den beiden Optionsmodellen 
Grundstrukturen in allen Ländern einheitlich:23 
- Dreikomponenten –Rechnungssystem 
- Haushaltsgliederung 
- Planungs- und Deckungsgrundsätze 
- Regeln für Haushaltsvollzug 
- Buchführung und Inventar 
- Ansatz und Bewertung, Ausnahme: Eröffnungsbilanz 
- Jahresabschluss und konsolidierter Gesamtabschluss 
 
Auf den ersten Blick wenige große Unterschiede: 24 
- Gleiche Begrifflichkeiten 
- Beide System beinhalten eine vollständige Vermögensrechnung (Vermögen muss 
erfasst und bewertet werden, Abschreibungen sind zu führen 
- es braucht gemeinsame Regeln, wie ein Haushaltssausgleich zu erreichen ist 
(deckungsgleiches Vorgehen, in welchem Umfang z. B. Abschreibungen zu 
erwirtschaften sind) 
- in beiden Systemen spielt die Kosten- und Leistungsrechnung eine wichtige Rolle 
- Elemente wie Bilanz, G+V und Finanzrechnung finden sich in beiden Systemen. 
Auch in der erweiterten Kameralistik wird man gezwungen sein, eine Quasi-Bilanz 
zu erstellen (auch wenn sie nicht so benannt ist) 
 
Unterschiede  
Rechnungsabgrenzung: erweiterte Kameralistik wendet das Kassenwirksamkeitsprinzip an 
(mit Ausnahme der Abschreibungen und Rückstellungen  Doppik: Prinzip der 
(handelsrechtlichen) Periodenabgrenzung. 
Beispiel: In der Kameralistik gehen Ausgaben für Heizöl, welches im Dezember des alten 
Jahres gekauft und bezahlt wird, aber erst im Laufe des neuen Jahres verbraucht wird, in die 
Rechnung des Alten Jahres ein, in der Doppik werden die Aufwendungen perioden- und 
verursachungsgerecht im neuen Jahr zugeordnet.  
 
                                        
23  Heinz Strobl (MI Baden-Württemberg) Wissensch. Hearing 2003 (27.11.03). www.doppik-hessen.de 
24  BayGTzeitung 1/2004: Das Neue Kommunale Finanzwesen - Chancen für eine bessere politische Steuerung - Dr. Jürgen 
Busse, Bayerischer Gemeindetag http://www.bay-gemeindetag.de/information/zeitung/2004/012004/bz012004a.htm 
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Die erweiterte Kameralistik erfordert mehr Nebenrechnungen, um gleiche Ergebnisse 
abbilden zu können. Ein Konzernabschluss ist mit Mitteln der erweiterten Kameralistik nicht 
bzw. nur mit erheblichem Mehraufwand in Form zusätzlicher Abgleichsrechnungen 
realisierbar.  
 
10. Unterschiede in den Länderkonzepten25  
A. Vermögensbewertung für die Eröffnungsbilanz 
- Einheitlicher Bewertungsgrundsatz für neue Vermögensgegenstände (Folge-Bilanzen): 
Anschaffungs- und Herstellungskosten vermindert um Abschreibungen. 
- Vermögensbewertung für die Eröffnungsbilanz 
- Unterschiedlicher Bewertungsgrundsatz für Altvermögen (Eröffnungsbilanz) 
§ BW und Hessen: Anschaffungs- und Herstellungskosten 
§ NRW: vorsichtig geschätzte Zeitwerte 
- Unterschiede der Bewertungsergebnisse sind nicht gravierend; Unterschiede entfallen im 
Zeitablauf durch Ersatz von Altvermögen. 
B. Vermögensspaltung 
- BW eröffnet Wahlmöglichkeit für gespaltene Vermögensdarstellung 
§ Verwaltungsvermögen: Anschaffungs- und Herstellungskosten 
§ Realisierbares Vermögen: Veräußerungswert 
C. Ergebnisspaltung 
- Trennung von ordentlichem und außerordentlichem Aufwand und Ertrag nach HGB 
weicht vom bisherigen HHRecht ab: 
§ Vermögensveräußerungen sind nach HGB ordentl. Ertrag 
§ Vermögenserlöse nach bisherigem HHrecht „ao“ Einnahme im VmH 
- BW und Hessen behandeln Vermögensveräußerungserträge als ao. Ertrag 
- Ergebnisermittlung nach Konzept Hessen und BW: 
Ordentliches Ergebnis und ao. Ergebnis sind getrennt zu ermitteln 
- Konzept NRW: Keine Erbniesspaltung 
D. Haushaltsausgleich 
- HHAusgleich im bisherigen HHRecht gestuft: 
§ Mindestzuführung an VmH in Höhe der Tilgungen 
                                        
25  Heinz Strobl (MI Baden-Württemberg) Wissensch. Hearing 2003 (27.11.03). www.doppik-hessen.de 
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§ Verwendung von Ersatzdeckungsmitteln für Tilgungen oder für VwH nur unter 
Bedingungen 
- HHAusgleich bei Doppik nur auf Ergebnishaushalt bezogen 
- Konzept Hessen und BW: 
§ Erste Stufe: Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses 
§ Zweite Stufe: Verwendung des oa. Ergebnisses zum Ausgleich 
§ Dritte Stufe: Haushaltsjahr mit Deckungslücke, aber Haushalt am Ende des 
Finanzplanungszeitraums ausgeglichen.  
§ Folgende Stufen: Absetzung Fehlbetrag von Nettoposition unter Auflagen 
- Konzept NRW. Andere Stufenfolge 
E. Kassenrecht 
- Konzept BW und Hessen: 
§ Neuregelung des Abschnitts „Buchführung“ durch Doppik-GemHVO 
§ Im Übrigen Bebehaltung der GemKassenVO 
- Konzept NRW:  
§ Ersetzung der GemKassenVO 
 
11. Fristen für die Umstellung 
Ab 2004 werden die einschlägigen Abschnitte der Gemeindeordnungen, in Folge auch die 
Entwürfe zur neuen Gemeindehaushaltsverordnung in den Gesetzgebungsprozess der 
Landesparlamente eintreten. 26 
 
                                        
26  Rechnungswesen und Controlling in der öffentlichen Verwaltung: Reform des kommunalen Haushalts- und 
Rechnungswesens: Die Beschlüsse der IMK – Dr. Horst Körner 2004: http://www.arf-
gmbh.de/images/presse_&_publikationen/040316-imk-sonderdruck.pdf 
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Abbildung 4: Reform des Gemeindehaushaltsrechts: möglicher Umsetzungszeitpfad 
 
Bayern, Baden-Württemberg und Hessen haben kleinstrukturiertere Gemeinden und neigen 
dazu, den Gemeinden längerer Übergansfristen und ein Wahlrecht zwischen Doppik und 
erweiterter Kameralistik in Aussicht zu stellen. 
Kein Land will sich auf voraussichtlich auf die erweiterte Kameralistik beschränken. 
Ganz überwiegend wird also der doppische Dauerbetrieb mit unterschiedlichen 
Übergangsfristen angestrebt. Nach realistischer Einschätzung wird allerdings der 
grundsätzlich noch möglich erscheinende Dauer-Parallelbetrieb zwischen erweiterter 
Kameralistik und Doppik in allen Ländern in die einheitliche Doppik münden.27 
                                        
27  MI Niedersachsen – Stand 15.12.03 Neues Kommunales Rechnungswesen für Niedersachsen 
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Abbildung 5: Entwicklung der Reform des kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens 
 
12. Die Reform in den Ländern 
12.1 Baden-Württemberg 
Baden-Württemberg will nach gegenwärtigem Informationsstand (Dez. 03) ein dauerhaftes 
Optionsmodell schaffen, wonach die Gemeinden zwischen erweiterter Kameralistik und 
Doppik wählen können, außerdem sollen verschiedene Möglichkeiten der Vermögensstruktur 
eröffnet werden. 28  
Reformgemeinde  
Wiesloch 
                                        
28  MI Niedersachsen – Stand 15.12.03 Neues Kommunales Rechnungswesen für Niedersachsen 
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12.2 Nordrhein-Westfalen 
In Nordrhein-Westfalen liegen klare Richtungsvorgaben der Politik und eine deutliche 
finanzielle Bezuschussung von staatlicher Seite vor. 
Das Land hat das für die Gemeinden in Zukunft zwingend das Neue Kommunale 
Finanzwesen (NKF) auf der Basis des kaufmännischen Rechnungswesens festgeschrieben.29 
NKF kennzeichnet die flächendeckende uns stichtagsgenaue Einführung eines doppischen 
Systems. In der Eröffnungsbilanz, die sich in ihrer Struktur eng an das Handelsrecht anlehnt, 
sollen die Vermögenswerte nach ihren Zeitwerten ausgewiesen und mit den Anschaffungs- 
und Herstellungswerten fortgeführt werden. 30  
Reformgemeinde  
Hiddenhausen (Nordhein-Westfalen)  
 
12.3 Hessen 
Das Land hat das für die Gemeinden in Zukunft zwingend das Neue Kommunale 
Finanzwesen auf der Basis des kaufmännischen Rechnungswesens festgeschrieben. Auch das 
staatliche Rechnungswesen in Hessen wird umgestellt.31 
 
12.4 Niedersachsen 
Einführung der Doppik auf kommunaler und staatlicher Ebene (erst in den Anfängen) 
Neues Kommunales Rechnungswesen für Niedersachsen – NKR3233 
Eckpunkte für die Umsetzung der Reform in Niedersachsen: 
 
1. Angestrebt wird für die Kommunen Niedersachsens ein einheitliches flächendeckendes 
neues Haushalts- und Rechnungswesen auf der Grundlage der Doppik. Ein optionales 
Recht und die damit verbundene Weiterentwicklung der Kameralistik wäre aus Kosten- 
und Vergleichsgründen unvertretbar.  
                                        
29  BayGTzeitung 1/2003: Das Neue Kommunale Finanzwesen - Alternativen und Optionen - Hans-Peter Mayer, Bayerischer 
Gemeindetag http://www.bay-gemeindetag.de/information/zeitung/2003/012003/bz012003e.htm  
30  MI Niedersachsen – Stand 15.12.03 Neues Kommunales Rechnungswesen für Niedersachsen 
31  BayGTzeitung 1/2004: Das Neue Kommunale Finanzwesen - Chancen für eine bessere politische Steuerung - Dr. Jürgen 
Busse, Bayerischer Gemeindetag http://www.bay-gemeindetag.de/information/zeitung/2004/012004/bz012004a.htm 
32  Eckpunkte des zukünftigen doppischen Haushaltsrechts in Niedersachsen: Umstellung von der Kameralistik zur Doppik in 
Niedersachsen, Info-Veranstaltung der Stadt Uelzen vom 3. bis 4. Dezember 2003 in Hannover: Niedersächsisches 
Ministerium für Inneres und Sport - Rainer Beckedorf Leiter der Kommunalabteilung: 
http://www.mi.niedersachsen.de/functions/downloadObject/0,,c2745858_s20,00.pdf 
33  Nähere Ausführung dazu: MI  Niedersachsen – Stand 15.12.03 Neues Kommunales Rechnungswesen für Niedersachsen 
Anlage 1 zum Protokoll (Eckpunkte für die Reform des niedersächsischen Gemeindehaushaltsrechts) 
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2. Nach Inkrafttreten des neuen Rechts soll es eine ausreichend bemessene Übergangsfrist 
geben von voraussichtlich 5 Jahren. 
3. Konzeptionelle Grundlage für Niedersachsen bilden die Überlegungen des Speyerer 
Verfahrens nach Klaus Lüder, betitelt als „Neues Kommunales Rechnungswesen“. Dieses 
Verfahren sieht die Ablösung der reinen Einnahmen- und Ausgabenrechnung durch ein 
Rechnungswesen vor, das sowohl den Ressourcenverbrauch vollständig abbilden kann als 
auch den periodengerechten Ressourcenersatz. Das neue Rechnungswesen besteht aus den 
drei Komponenten Erfolgsrechnung (planerisch „Ergebnishaushalt“), Finanzrechnung 
(planerisch „Finanzhaushalt“) und Vermögensrechnung als Grundlage einer Bilanz. Dabei 
sollen die drei Komponenten in einem geschlossenen System geführt und die 
Finanzrechnung im doppischen Verbund direkt bebucht werden. Die doppelte 
kaufmännische Buchführung wird als der dafür geeignete Buchungsstil angesehen. 
4. Dem Speyerer Verfahren liegt - auch mit Blick auf diese internationale Entwicklung des 
öffentlichen Rechnungswesens – eine zur Beurteilung der Finanzwirtschaft kommunaler 
Körperschaften angemessene Vermögensdarstellung zu Grunde. Das Vermögen sollte lt. 
Innenministerium auf der Grundlage des Speyerer Konzepts, als 
Verwaltungsvermögen und realisierbares Vermögen dargestellt und bewertet werden, 
wie es im Modellprojekt Uelzen ja auch gelungen ist. Dem realisierbaren Vermögen 
sollen alle im Bilanzierungszeitpunkt nicht betriebsnotwendigen Vermögensgegenstände 
zugeordnet werden, dazu gehören Vermögensgegenstände, die nicht der Erfüllung der 
öffentlichen Aufgaben dienen. Das realisierbare Vermögen stellt in finanzielle Ressourcen 
umwandelbares Vermögen dar. Es muss deshalb mit den Verkehrswerten erfasst werden. 
Das Verwaltungsvermögen wird auf der Grundlage von Anschaffungs- und 
Herstellungskosten bewertet. Für die Fälle, in denen die Werte nicht mehr feststellbar 
sind, werden Vereinfachungsverfahren, zum Beispiel auf der Basis von Sachwerten nach 
der Wertermittlungsverordnung vorgesehen. Das bereits jetzt schon erfasste Vermögen ist 
in der Regel nach den Anschaffungs- und Herstellungskosten bewertet. Die Bewertung 
und Abschreibung des gesamten Vermögens nach Zeitwerten, wie das nur in Nordrhein-
Westfalen für die Eröffnungsbilanz beabsichtigt ist, erfordert dagegen eine generelle 
Neubewertung sämtlichen Vermögens. Das führt aber auch zu höheren Abschreibungen 
mit belastenden Folgen bei den von den Bürgern zu erhebenden Abgaben. Die Summe der 
Aufwendungen würde höher ausfallen und das ordentliche Ergebnis würde sich 
verschlechtern. Das soll den niedersächsischen Kommunen allerdings nicht zugemutet 
werden. Über das für die Eröffnungsbilanz zu verwendende Bewertungsverfahren und die 
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Unterscheidung von Verwaltungsvermögen und realisierbarem Vermögen gibt es 
unterschiedliche Auffassungen, die noch zu diskutieren sind (insbesondere bei der Frage 
der Vermögensdarstellung). 
5. Für Verpflichtungen, die hinsichtlich Höhe und Erfüllungszeitpunkt unsicher sind, sind 
Rückstellungen zu bilden, insbesondere für Pensionsverpflichtungen, für unterlassene 
Instandhaltungsaufwendungen, für die Rekultivierung und Nachsorge von 
Abfalldeponien, für die Sanierung von Altlasten. Auch für ungewisse Verbindlichkeiten 
im Rahmen des Finanzausgleichs und von Steuerschuldverhältnissen und für drohende 
Verluste aus Bürgschaften, Gewährleistungen und anhängigen Gerichtsverfahren ist 
Vorsorge zu treffen.  
6. Niedersachsen beabsichtigt, die Haushalte nach der örtlichen Verwaltungsorganisation 
aufstellen zu lassen. Die Produkte werden dabei festen Verantwortungsbereichen 
zugeordnet. Es wird am System der Budgetierung festgehalten und die Elemente einer 
flexiblen Haushaltsführung in das neue System übergeführt werden. Ein 
Kontenrahmenplan und Vorschriften für einen Produktrahmenplan unter 
finanzstatistischen Gesichtspunkten werden landesweit vorgegeben. 
7. Der Haushalt soll in jedem Jahr ausgeglichen sein, und zwar in Planung und Rechnung, 
wie bisher auch. Dabei soll der Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge dem Gesamtbetrag 
der ordentlichen Aufwendungen mindestens entsprechen. Ordentliches Ergebnis und 
außerordentliches Ergebnis werden voneinander getrennt. Überschüsse fließen in 
Ergebnisrücklagen, aus denen spätere Fehlbeträge abgedeckt werden können. 
Verbleibende Fehlbeträge werden vorgetragen und ihre Abdeckung in der Finanzplanung, 
wenn das nicht ausreicht im Haushaltskonsolidierungskonzept, sichergestellt. 
8. Die neue Gemeindehaushalts- und Kassenverordnung wird weitgehend nur Grundsätze 
und Sicherstellungspflichten enthalten. Die Gemeinden werden eigene örtliche 
Detailregelungen treffen können. 
9. Nach den gegenwärtigen Zeitvorstellungen können Entwürfe für das 
Gesetzgebungsverfahren im Jahr 2004 vorgelegt werden, nach ausführlicher Diskussion 
aller Interessierter über die Eckpunkte der Reform. Die Entwürfe sollen es ermöglichen, 
die Reform des kommunalen Haushaltsrechts für die niedersächsischen Kommunen 
voraussichtlich im Jahr 2005 in Kraft treten zu lassen und nach einer mehrjährigen 
Übergangsfrist für alle Kommunen für verbindlich zu erklären.  
10. Es ist zudem vorgesehen, das neue Haushaltsrecht auf die bisher in Eigenbetrieben und 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen ausgegliederten Bereiche zu übertragen, und es ist 
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daran gedacht, im Anschluss daran auch das Gemeindewirtschaftsrecht an die neuen 
Verhältnisse und an neuere Entwicklungen der Gemeindewirtschaft anzupassen. 
 
12.5 Sachsen-Anhalt 
Will die Anwendung des doppischen Haushaltsrechts verbindlich vorschreiben und die 
Umstellung soll bis 2008 abgeschlossen sein.  
 
12.6 Bayern 
Freistaat Bayern verhält sich unentschlossen (2001) und geringe Förderung des Freistaates 
Bayern der Reformmaßnahmen von Kommunen. Bayern favorisiert das Optionsmodell, bei 
dem die Gemeinden zu einer Entscheidung gezwungen werden, aber zwischen zwei 
Möglichkeiten wählen können. Der Zeitpunkt ab welchem die Kommunen aus der 
Kameralistik aussteigen müssen ist nicht definiert (Stand 01/2004).  
große Unsicherheit bei den Projektkommunen in Bayern. Unklar ist nach wie vor, welchen 
Weg der Freistaat Bayern beschreiten wird. Puhr-Westerheide führte jedoch aus, dass er sich 
nicht unbegrenzt einen Parallellauf von modernisierter Kameralistik und Neuem 
Kommunalen Finanzwesen auf der Basis des kaufmännischen Rechnungswesens vorstellen 
könne.34  
 
Der Bayerische Gemeindetag will durch gezielte Projektarbeit das Thema „Einführung eines 
kaufmännischen Rechungswesens" in der öffentlichen Verwaltung aktiv begleiten. Insoweit 
sieht sich der Bayerische Gemeindetag als Begleiter seiner Kommunen aber auch als Partner 
des Innenministeriums. 
Der Bayerische Gemeindetag beabsichtigt, sich an einer Projektgruppe, die bei der 
Bayerischen Akademie für Verwaltungsmanagement zu diesem Thema eingerichtet werden 
soll, zu beteiligen. Die Projektarbeit soll im Laufe des Monats September 2001 beginnen. 
Ausgangspunkt Projektstudie – 2001 
Ausgangspunkt der ganzen Diskussion war die Projektstudie – „Gemeinde 2001“ des 
Bayerischen Gemeindetags „Gemeinde 2001 – Wege in die kommunale Zukunft". 47 
Projektgemeinden in einer Größenordnung von 1.600 bis 30.000 Einwohner haben mit 
Unterstützung der KGSt einen Leitfaden erstellt. Dem Leitfaden liegt das Neue 
                                        
34  BayGTzeitung 8/2001: http://www.bay-gemeindetag.de/information/zeitung/2001/082001/bz082001a.htm 
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Steuerungsmodell zugrunde (Einführung betriebswirtschaftlicher Elemente in die öffentliche 
Verwaltung, wie Einführung einer Kosten- und Leistungsrechnung, Controlling und 
Berichtswesen, produktorientierter Haushalt, dezentrale Ressourcenverantwortung, 
Reorganisation von Verwaltung und Rat)   
Durch die stärkere Betonung von Strategie und Politik als Motor der Verwaltungsreform 
wurden insbesondere Themen wie Nutzen der Reform für den Gemeinderat, Verbesserung der 
Ausschussarbeit, die Verantwortungszuordnung zwischen Kommunalpolitik und 
Kommunalverwaltung vor allem in Fragen der Zukunftsorientierung und der 
Personalkompetenzen bearbeitet. 
 
Über Frage, ob das Neue Steuerungsmodell und die daraus zu ziehenden Konsequenzen auf 
der Basis einer kameralen Haushaltsführung oder eines kaufmännischen Rechnungswesens 
umgesetzt werden kann, konnte sich der Gemeindetag 2001 noch keine Meinung bilden. 
Mit dem Beschluss der IMK vom 11.06.1999 wurden die rechtlichen Möglichkeiten 
geschaffen auf ein kaufmännisches Rechnungswesen umzustellen. Rechtlich ermöglicht wird 
dies in Bayern derzeit durch die geltenden sog. Experimentierklauseln in Art. 117 a 
Gemeindeordnung, Art. 103 a Landkreisordnung und Art. 99 Bezirksordnung. 
 
Sicher scheint derzeit zu sein, dass auch bei den Neuregelungen zur erweiterten Kameralistik 
Vorschriften über die Budgetierung, die verbindliche Einführung einer Kosten- und 
Leistungsrechnung, aber auch Erfassung, Bewertung des Vermögens und die 
Berücksichtigung  von Abschreibungen verbindlich vorgeschrieben werden. 35  
 
Nutzen der Reform für den Gemeinderat 
Der Nutzen ergibt sich aus den verschiedenen Elementen des Neuen Steuerungsmodells 
insbesondere durch die sog. Steuerung über Zielvereinbarungen (Kontraktmanagement). Der 
Gemeinderat legt Ziele fest und entscheidet, welche Ergebnisse vorrangig erreicht werden 
sollen. Der „Hauptkontrakt" wird auch künftig durch die Aufstellung des produkt- und 
ergebnisorientierten Haushalts abgeschlossen. Er beschreibt, welche Leistungen zu welchen 
Kosten im nächsten Jahr von der Verwaltung zu erbringen sind. Ziel dieser Art der Steuerung 
                                        
35  BayGTzeitung 1/2004: Das Neue Kommunale Finanzwesen - Chancen für eine bessere politische Steuerung - Dr. Jürgen 
Busse, Bayerischer Gemeindetag http://www.bay-gemeindetag.de/information/zeitung/2004/012004/bz012004a.htm 
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ist u.a., mehr Transparenz zu erreichen. An dieser Zielvorgabe wird auch das Neue 
Kommunale Finanzwesen gemessen werden. 
 
Man beschäftigt sich nicht nur mit der Entscheidung zum Thema „Doppik – Kameralistik" 
sondern auch mit den Themen 
- - der Budgetierung 
- - der Einführung einer Kostenleistungsrechnung 
- - sowie der Implementierung eines Berichtswesens und Controlling 
 
Finanzdaten und Kennzahlen über eine Kosten- und Leistungsrechnung sollen in ein 
Berichtswesen münden.  
 
Reformgemeinden 
Hallbergmoos (Berater 2 PLUS CONSULT) (Bayern) (Pilotgemeinde seit 01.01.2001 in 
Echtbetrieb) 
Putzbrunn (Bayern) (Pilotgemeinde seit 01.01.2001 in Echtbetrieb) 
Königsbrunn (Bayern)  
 
 
Konzeptionelle Ansätze der Doppik im Überblick36 
- Das traditionelle HGB-Konzept 
- Das IDW-Modell (Institut der Wirtschaftsprüfer) 
- Das KGSt-Modell (Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung) 
- Das Speyerer-Modell nach LÜDER 
- Das NKF-Modell (Anwendung in NRW) 
- Exkurs: Das IAS/IFRS- und US-GAAP-Modell – und in öffentlicher Ausrichtung: 
das IPSAS-Modell 
- Kommunale Konzern-Rechnungslegung 
 
 
                                        
36  KDS-Info-Tag Prof. Dr. Arnim Goldbach Nds. Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege, Fakultät Allgemeine 
Verwaltung Hildesheim: Foliensatz 13.10.2003: http://www.katlenburg-lindau.de/nkrvortr.pdf 
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Quellenverzeichnis 



















Landes- und Kommunalprojekte 
 
Diese Seiten bieten derzeit einen Überblick über 
die Reformen in den Bundesländern und sind z.T. 
mit weiterführenden Links versehen.  
 
- http://www.doppik.de/downloads/1_7_0_nkrs_72.pdf  
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http://www.haushaltsreform.de/  Informationen zur Reform des öffentlichen 
Rechnungswesens in Deutschland 
 
Beinhaltet sehr viele Links:  
· Literatur - Liste von Büchern zur 
Reform des öffentlichen 
Rechnungswesens mit Button zur 
Bestellung bei amazon.de sowie Links 
zu Online-Publikationen  
· Links - Verzweigungen zu anderen 
interessanten Internet-Seiten, von denen 
Infos zur Reform der öffentlichen 
Verwaltung, insbesondere des 
öffentlichen Rechnungswesens, abrufbar 
sind.  
· Download - Dokumente, die das 
öffentliche Rechnungswesen betreffen, 
zum Herunterladen.  
· Beispiele - Links zu öffentlichen 
Verwatungen, die Projekte der 
Verwaltungsmodernisierung durchführen 





NKF-Vorschlag für die produktorientierte 




Presseberichte und Publikationen zum Thema 




Publikation .pfd: Rechnungswesen und 
Controlling in der öffentlichen VW: Re form des 
kommunalen Haushalts- und Rechnungswesen – 
die Beschlüsse des IMK von Horst Körner 
http://www.neues-kommunales-finanzmanagement.de/   Nordrhein-Westfalen: Modellprojekt zur 
Erarbeitung des Konzepts für ein kommunales 
Haushaltswesen als Baustein eines modernen 
Neuen Kommunalen Finanzmanagements (NKF) 
auf Basis der kaufmännischen Buchführung. Hier 




Zeitschrift "Bayerischer Gemeindetag" mit 
verschiedenen Beiträgen zur Reform des 
Rechnungswesens 
  
http://www.lohn.niedersachsen.de/template.php  Projekt zur Finanzreform in Niedersachsen 
(Landesverwaltung) LoHN - Leistungsorientierte 
Haushaltswirtschaft Niedersachsen  
Hier finden sich verschiedene Leitfäden im .pdf 
Format (z.B. Produktdefinition, 
Haushaltsaufstellund, Vermögensbewertung usw.) 
http://www.mi.niedersachsen.de/home/  Innenministerium Niedersachsen mit Reform auf 
Kommunaler Ebene und Landesebene 
http://www.literatur.public-management.net/  Verzeichnis von Online-Literatur zum Public 
Management 
http://www.kgst.de/  Kommunale Gemeinschaftsstelle für 
Verwaltungsvereinfachung" 
http://www.bursche.de/fr_komm.htm  Neues kommunales Finanzmanagement 
Neuer Kontenrahmen aus der 
Innenministerkonferenz im inkl. 
Gegenüberstellung der Finanz- und 
Ergebniskonten zum Downloaden 
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http://www.kommunale -vermoegensbewertung.de/  Informationsseite zur kommunalen 
Vermögensbewertung für die Eröffnungsbilanz  
im doppischen Rechnungswesen 
 
Diplomarbeit „Bewertung des Rathauses der 
Gemeinde Wenden für die kommunale 
Eröffnungsbilanz im Neuen Kommunalen 
Finanzmanagement“ kann bestellt werden 
http://www.staat-modern.de/  Projekte der Bundesregierung zur Modernisierung 
der Verwaltung vorgestellt  
http://www.pwcglobal.com/de/ger/ins-sol/online-
sol/themenpools/index.html  
Fachbeiträge zu verschiedenen Themenpools: z.B. 
Public -Privat-Partnership,  
Kommunalwissenschaftliches Institut der Universität 
Potsdam 
 
http://www.uni-potsdam.de/u/kwi/publ/lex_vwref.htm  Lexikon zur Verwaltungsreform 
http://www.uni-potsdam.de/u/kwi/aktuelles/stell_nkhr.htm  Inhalte und Links, Dokumente zum Neuen 
kommunalen Haushalts- und Rechnungswesen: 
u.a. 2. Leittexte für die Reform des Kommunalen 
Haushaltsrechts  
http://www.dhv-speyer.de/lueder/  Deutsche Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften – Speyer (Prof. 
Lüder) Publikationen und Forschungsprojekte 
 
